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Medienpolitik der CDU 
Nordrhein-Westfalen 
Jrti Auftrag des Landesvorstandes der 
^DU NW hat eine Kommission ein 
*hesenpapier zur nordrhein-westfäli - 
Jenen Medienpolitik ausgearbeitet, 
j^er 1. stellvertretende Vorsitzende 
^ieter Pützhofen leitete die Kommis- 
S|°n, der des weiteren folgende Mit- 
glieder angehörten: Dr. Ottmar Pohl 
MdL (Köln), Dr. Gerhard Rödding 
MdL (Bielefeld), Ruprecht Polenz 
jMunster), Eckhard Uhlenberg (Werl- 
Jüderich), Alfred Joachim Hermanni, 
J* Leiter der Abteilung Medienpoli- 
•K in der Bonner Bundesgeschäftsstel- 

*e der CDU. Die CDU fordert für pri- 
*ate Rundfunkanbieter Klarheit in der 
e«aktionellen ebenso wie in der ge- 

Jpnäftlichen Verantwortung und faire 
^twicklungschancen. 

,er der Text des Thesenpapiers: 
J- Die CDU betont: 

eniokratie setzt Meinungsfreiheit vor- 
„Us- Diese wird erst durch Informations- 
s^heit möglich. Die CDU NW unter- 
p.ut.zt daher die Entwicklungen, die die 
^eiheit der Bürger vergrößern, Informa- 
si Üen Un<* Meinungen zu verbreiten und 

cfl aus vielen, untereinander konkurrie- 
ren Informationsquellen, vor allem 

z 
s Leitungen, Hörfunk und Fernsehen, 

re J*nterrichten — dJe also das Grund- 
cht der Bürger aus Art. 5 GG ausbauen. 

d* Die CDU NW befürwortet daher auch 
's System der dualen Rundfunkord- 

• Sie tritt ein für den Bestand des West- 
deutschen Rundfunks und bejaht seine 
technische Entwicklung. Eine Ausdeh- 
nung der Werbung durch den WDR lehnt 
die CDU ab. 
• Die CDU NW will neben dem WDR 
privaten Rundfunk zulassen. Sie fordert 
als rechtliche Voraussetzung hierfür ein 
Landesmediengesetz. Auch der WDR be- 
darf der publizistischen Konkurrenz im 
Rundfunkbereich. Die Zulassung privater 
Rundfunkveranstalter ist auch deshalb 
überfällig, damit nicht ohnehin entste- 
hende private Rundfunkinvestitionen in 
andere Bundesländer abwandern. 

Länderübergreifend will die CDU NW 
den Abschluß eines einheitlichen Staats- 
vertrags zur Neuordnung des Rundfunk- 
wesens unter den Ländern in der Bundes- 
republik Deutschland. 

3. Privatfunk, der sich nicht auf Gebüh- 
ren stützen wird, ist ohne Werbeeinnah- 
men nicht finanzierbar. 

Die CDU NW tritt dafür ein, daß die 
Presseverlage grundsätzlich am Privat- 
funk zu beteiligen sind. Ohne ihre Beteili- 
gung am elektronischen Medien- und 
Werbemarkt wäre ihre Existenz gefährdet 
und eine chancengerechte Nutzung für 
alle Wettbewerber nicht gegeben. Dies 
liefe auf eine weitere Konzentration und 
Zerstörung der bisherigen Presseland- 
schaft hinaus. 
4. Zur Sicherung der Existenz der Zei- 



CDU Nordrhein-Westfalen 

tungen tritt die CDU NW dafür ein, daß 
die Zeitungsverleger vorrangig antragsbe- 
rechtigt für Privatfunk sind. 

5. Um die gesellschaftlich relevanten 
Kräfte im Lande Nordrhein-Westfalen 
bei künftigem Privatfunk zu berücksichti- 
gen und gleichzeitig das Verbot von Dop- 
pelmonopolen einzuhalten, empfiehlt die 
CDU NW, daß künftig ein Verbund von 
Programmgesellschaften und Betriebsge- 
sellschaften als Träger des Rundfunks im 
Landesmediengesetz vorgesehen wird. 
Die Programmgesellschaft soll — wie bei 
Zeitungen — als Herausgeber, die Be- 
triebsgesellschaft als Verlag tätig werden. 
In den Programmgesellschaften sollen 
die gesellschaftlich relevanten Gruppen 
bis 80 Prozent und die Verleger, unter Be- 
achtung der kartellrechtlichen Vorausset- 
zungen, bis 33Vt Prozent vertreten sein. 
Die Programmgesellschaft soll als Lizenz- 
träger auftreten. Jede Programmgesell- 
schaft muß kraft Gesetzes mit einer Be- 
triebsgesellschaft zusammenarbeiten. In 
dieser Betriebsgesellschaft können die 
Verleger mehrheitlich beteiligt werden. 
Die Betriebsgesellschaft stellt die Studio- 
kapazität und die Technik für Privatfunk. 
Darüber hinaus sorgt sie durch Verkauf 
von Werbespots für die notwendigen Fi- 
nanzierungsmittel, damit die Programm- 
gesellschaft Rundfunk veranstalten kann. 
Anstellungsträger für das Personal ist die 
Betriebsgesellschaft. Programmgesell- 
schaft und Betriebsgesellschaft gemein- 
sam sollen den jeweiligen Chefredakteur 
durch übereinstimmende Mehrheitsbe- 
schlüsse bestellen. Auf Vorschlag des 
Chefredakteurs und unter Beteiligung der 
Programmgesellschaft wird das übrige 
redaktionelle Personal eingestellt. 
6. Lokalfunk kann eine neue Dimension 
des Rundfunks eröffnen, 

• die Zusammengehörigkeit der Bürger 
in Städten und Gemeinden stärken, 
• die Anteilnahme am gesellschaftli- 
chen und öffentlichen Leben sowie 
• die Informationschance des kommu- 
nalen Wahlbürgers erhöhen. 
Auch Lokalfunk muß aber journalistisch 
eigenständig und frei von Staatseinfluß 
sein. 
Kommunen sollten daher Lokalfunk nur 
insoweit unterstützen dürfen, daß ein 
Einfluß auf das Programm des Lokal- 
funks ausgeschlossen ist. 
Auch der WDR sollte Lokalfunk nur 
technisch unterstützen dürfen, wenn 
durch Betriebsgesellschaften seine Mit- 
wirkung gewünscht wird. Programmein- 
fluß des WDR widerspricht der dualen 
Rundfunkordnung. 

7. Eine Landesanstalt für Kommunika- 
tion, kontrolliert durch einen Rundfunk- 
rat, soll die künftigen Lizenzen vergeben 
und die Einhaltung der Auflagen überwä' 
chen. In diesem Rundfunkrat sollen die 
gesellschaftlich relevanten Gruppen bes- 
ser als im neuen Rundfunkrat des West- 
deutschen Rundfunks vertreten sein. 
Lokale Medienräte auf Kreisebene lehnt 
die CDU NW ab. 

8. Die CDU NW fordert, daß alsbald 
Klarheit über die im Lande Nordrhein- 
Westfalen vorhandenen terrestrischen 
Funkfrequenzen geschaffen wird. Die 
Bundespost und der Westdeutsche Rund' 
funk werden aufgefordert, alle frei ver- 
fügbaren terrestrischen Frequenzen of- 
fenzulegen. Eine solche Klarheit über al'e 

verfügbaren terrestrischen Frequenzen n11 

Bereich des Hörfunks und des Fernse- 
hens ist notwendig, damit der Landesge- 
setzgeber den notwendigen rechtlichen 
Rahmen im Landesmediengesetz sachge' 
recht schaffen kann. 
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Beitrag zur Diskussion 
um die Steuerreform 
*ür die kommende Legislaturperiode 
«es Deutschen Bundestages wird eine 
lebhafte Diskussion über die anstehen- 
de Steuerreform und schließlich die 
Entscheidung in dieser Sache erwartet, 
öie Wirtschaftsvereinigung der CDU 
Nordrhein-Westfalen hat unter ihrem 
Vorsitzenden Peter Jungen im Hin- 
blick darauf einige grundlegende For- 
derungen an die Bundesregierung ge- 
achtet. 

J^ie Wirtschaftsvereinigung der CDU 
Nordrhein-Westfalen fordert die Bundes- 
regierung auf, in der kommenden Legisla- 
turperiode eine tiefgreifende Steuerre- 
form zu verabschieden. Die Wirtschafts- 
^ereinigung der CDU NRW begrüßt die 
posicht der Bundesregierung, die Freibe- 
räge zu erhöhen, einen linear verlaufen- 

den Progressionstarif einzuführen, die 
Korperschaftsteuer für einbehaltene Ge- 
winne zu senken sowie die Gesellschaft- 

rid Börsenumsatzsteuer zu streichen, 
hä,t jedoch diese Maßnahmen für nicht 
ausreichend. Um alle privaten Haushalte 

^d Unternehmen spürbar zu entlasten, 
lrd es darüber hinaus erforderlich sein, 

* die Grundfreibeträge zu verdoppeln 
owie die Kinderfreibeträge zu erhöhen; 
.   einen linear verlaufenden Progres- 
°nstarif einzuführen, der jenseits des 
rundfreibetrages mit einem Steuersatz 

^n 18 Prozent beginnt; 
alle Steuersätze, gerade auch die der 

'nkommensteuerzu senken; 
die steuerliche Benachteiligung der 

,  2ugsfähigkeit von Vorsorgeaufwen- 
ngen der Selbständigen abzuschaffen; 

• den Vermögensteuerfreibetrag zu ver- 
doppeln und Anteile an Kapitalgesell- 
schaften von der Vermögensteuer zu be- 
freien; 
• die Gewerbesteuer durch einen kom- 
munalen Zuschlag zur Lohn- und Ein- 
kommensteuer bzw. Körperschaftsteuer 
zu ersetzen. 
Die Steuerreform sollte zu einer Net- 
toentlastung von mindestens 20 bis 30 
Mrd. DM führen und in einem Schritt er- 
folgen. Sie ist nur zu verwirklichen, wenn 
im notwendigen Ausmaß Ausnahmerege- 
lungen und offene Finanzhilfen gestri- 
chen werden. Die Wirtschaftsvereinigung 
der CDU NRW verweist auf die steuer- 
politischen Maßnahmen, die bereits von 
den USA und anderen westlichen Indu- 
striestaaten beschlossen worden sind. Es 
hat sich herumgesprochen, daß es wirt- 
schaftspolitisch effizienter ist und zur 
Stärkung der internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit beiträgt, wenn alle Steuer- 
sätze gesenkt werden und gleichzeitig die 
Bemessungsgrundlage verbreitert wird. 

llilllllllllllllllllllllillilllllllllllllllllilllllllllllllllllllllllllilllli 

DGB-Mitglieder auf 
Landesebene vereint 
Die beiden Landesverbände der CDA- 
Arbeitsgemeinschaften christlich-demo- 
kratischer DGB-Gewerkschafter schlos- 
sen sich zu einem gemeinsamen Landes- 
verband in Nordrhein-Westfalen zusam- 
men. Zum gemeinsamen Vorsitzenden 
wurde der DGB-Kreisvorsitzende von Ol- 
pe, Karl-Heinz Vorbrücken (42), gewählt. 
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Seine Vertreter sind das Betriebsratsmit- 
glied der Mannesmann-Röhrenwerke 
AG, Wolfgang Helms (Duisburg), der Ge- 
werkschaftssekretär beim DGB-Bundes- 
vorstand, Horst Kowalak (Ratingen) und 
der stellvertretende Vorsitzende des 
DGB-Landesbezirks NRW, Edgar Proch- 
now (Dortmund). 
In einer Resolution, die in großer Einmü- 
tigkeit verabschiedet wurde, stellte die 
Landestagung der christlich-demokrati- 
schen DGB-Gewerkschafter fest, daß der 
IG-Metall-Vorstand mit seinem Ent- 
schließungsantrag E 1, den dieser dem 
IG-Metall-Kongreß in Hamburg vorge-   • 
legt hat, die Einheitsgewerkschaft in Fra- 
ge stellt. Christlich-Soziale könnten sich 
daran nicht gebunden fühlen. Die Dele- 
gierten des IG-Metall-Kongresses wur- 
den aufgefordert, den Entschließungsan- 
trag des Vorstandes, der folgende Forde- 
rung enthält: „Die Einheitsgewerkschaft 
ist der Zusammenschluß aller arbeiten- 
den Menschen zur Verteidigung ihrer In- 
teressen als Arbeitnehmer unter Hintan- 
stellung parteipolitischer und konfessio- 
neller Bindungen", abzulehnen. 

Land läßt arbeitslose 
Lehrer hängen 
Bis zu fünf Monate müssen arbeitslose 
Lehrer, die sich durch Nachhilfeunter- 
richt für Kinder von Aussiedlern und 
Deutschen aus der DDR einen kleinen 
Nebenverdienst schaffen, auf die Bezah- 
lung ihrer Arbeit warten. Zu einer schnel- 
leren Abrechnung sieht sich das nord- 

rhein-westfälische Ministerium für Ar- 
beit, Gesundheit und Soziales nicht in der 
Lage. Der sozialpolitische Sprecher der 
CDU-Landtagsfraktion, Hermann-Josef 
Arentz (Köln), hat jetzt den Hilferuf der 
Betroffenen aufgegriffen. Arentz: „Der 
Umgang der Landesregierung mit diesen 
jungen arbeitslosen Lehrern ist unsozial 
und herzlos. Bürokratische Unbeweglich- 
keit kann als Begründung für diesen un- 
möglichen Zustand nicht länger hinge- 
nommen werden." Da der Arbeits- und 
Sozialminister auf die Forderung nach 
Abhilfe seit vier Wochen nicht geantwor- 
tet hat, verlangt Arentz von der Landesre- 
gierung jetzt öffentlich, umgehend für ei- 
ne schnellere Auszahlung der Bezüge für 
die geleistete Arbeit zu sorgen. 
Recherchen von Arentz haben überdies 
ergeben, daß die Förderung des Nach- 
hilfeunterrichts für Kinder von Vertriebe- 
nen und Deutschen aus der DDR bereits 
seit einigen Wochen überhaupt nicht 
mehr stattfinden kann, weil die von der 
Landesregierung veranschlagten Mittel 
für diesen Zweck bereits aufgebraucht 
sind. Arentz: „Es ist unbestritten, daß die 
Landesförderung des Nachhilfeunter- 
richts für Kinder von Vertriebenen und 
Deutschen aus der DDR von großer Be- 
deutung für die schulische Entwicklung 
dieser Kinder ist. Versäumnisse in diesen1 

Bereich können später nur mit erheblich 
höheren Kosten ausgeglichen werden." 
Die Landesregierung solle die benötigte" 
Mittel für den Nachhilfeunterricht aller 
betroffenen Kinder wieder zur Verfügung 
stellen. 
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